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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Mit der Novelle der WFA-Grundsatz-Verordnung durch BGBl. II Nr. 67/2015 wurde die Möglichkeit 
geschaffen, dass unter bestimmten Voraussetzungen von der Vollanwendung einer wirkungsorientierten 
Folgenabschätzung („vollinhaltliche WFA“) abgesehen werden kann, die Durchführung einer 
vereinfachten wirkungsorientierten Folgenabschätzung hinreichend ist (vgl. § 10a ff WFA-GV) und von 
der verpflichtenden internen Evaluierung – bei Vorliegen der Voraussetzungen für eine vereinfachte 
WFA – abgesehen werden kann (vgl. § 11a WFA-GV). Diese Bestimmungen werden nun – bedingt durch 
die BHG-Novelle, BGBl. I Nr. 159/2024 – dahingehend ausgeweitet, dass, unabhängig von der Art des 
Vorhabens, nun auch unter gewissen Voraussetzungen Bündelungen zwischen und mit 
Regelungsvorhaben oder sonstigen Vorhaben, welchen in sachlicher, legistischer, organisatorischer oder 
budgetärer Hinsicht ein einheitliches Ziel zugrunde liegt und die die Voraussetzungen für die 
Durchführung einer vereinfachten wirkungsorientierten Folgenabschätzung („WFA-light“) erfüllen, 
zulässig sind (vgl. § 5a WFA-GV). Je Vorhabenbündel ist lediglich eine WFA zu erstellen. 
Vorhabenbündel sollen in Zukunft sowohl zwischen zwei oder mehreren „WFA-light-Vorhaben“ als auch 
zwischen „vollinhaltlichen WFA-Vorhaben“ und „WFA-light-Vorhaben“ zulässig sein. Werden lediglich 
„WFA-light-Vorhaben“ gebündelt, entfällt die Pflicht zur internen Evaluierung. Gleichzeitig wird die 
finanzielle Betragsgrenze für die Zulässigkeit einer vereinfachten wirkungsorientierten 
Folgenabschätzung zwecks Reduktion des Verwaltungsaufwands erhöht.  

Zudem wurde mit der Änderung des § 17 BHG 2013 durch BGBl. I Nr. 25/2025 eine neue 
Wirkungsdimension „Klima“, welche auf dem bestehenden System der wirkungsorientierten 
Folgenabschätzung aufbaut, geschaffen. Die neu eingeführte Wirkungsdimension zur Abschätzung der 
klimapolitischen Auswirkungen deckt dabei sowohl Aspekte der Treibhausgasemissionen als auch der 
Anpassung an die Folgen des Klimawandels ab. So sind zukünftig – beginnend mit dem Jahr 2026 – 
Vorhaben auch auf deren Auswirkungen auf die Anpassungsfähigkeit von gesellschaftlichen und 
natürlichen Systemen an die Auswirkungen des Klimawandels in Österreich abzuschätzen. Im Zuge der 
gegenständlichen Novellierung der WFA-Grundsatz-Verordnung wird die neue Wirkungsdimension 
„Klima“ verankert (siehe § 6 Abs. 1 des Entwurfs), die Subdimensionen der Wirkungsdimension 
festgelegt („Anpassungsfähigkeit“ und „Treibhausgase“) sowie die Wesentlichkeitskriterien für die 
Subdimensionen festgelegt (siehe Anlage 1 zu § 6 Abs. 1 des Entwurfs). Vor dem Hintergrund, dass die 
Abschätzung von Auswirkungen auf das Klima aktuell von der Wirkungsdimension „Umwelt“ umfasst 
ist, ergeben sich Anpassungsbedarfe in der Subdimension „Luft oder Klima“ (siehe Anlage 1 zu § 6 
Abs. 1 des Entwurfs). Die Details und die konkrete Ausgestaltung der Abschätzung der Auswirkungen 
auf die Treibhausgase und die Anpassungsfähigkeit an die Folgen des Klimawandels sind vom 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und 
Wasserwirtschaft mittels Verordnung (WFA-Klima-Verordnung) festzulegen. 

Durch die angeführten Maßnahmen soll die Steuerungsrelevanz des Gesamtsystems der 
wirkungsorientierten Folgenabschätzung eine weitere Stärkung erfahren. 

Zudem erfolgen Aktualisierungen sowie geringfügige sprachliche Umformulierungen, die der 
Klarstellung dienen sollen. 

Besonderer Teil 

Zu Z 1 (§ 5 Abs. 2a): 

Für Vorhabenbündel sind nun auch vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzungen zulässig, wenn 
das Bündel ausschließlich aus Vorhaben besteht, die einzeln und in Summe die Voraussetzungen für die 
Durchführung einer vereinfachten wirkungsorientierten Folgenabschätzung erfüllen. In allen übrigen 
Fällen ist für das Vorhabenbündel eine wirkungsorientierte Folgenabschätzung durchzuführen. 

Schon bislang besteht die Möglichkeit, eine wirkungsorientierte Folgenabschätzung für ein 
Vorhabenbündel mit Vorhaben zu erstellen, für die jeweils eine „vollinhaltliche“ wirkungsorientierte 
Folgenabschätzung gemacht werden müsste. Das bedeutet, zu einem bestehenden Vorhaben, zu dem 
bereits eine wirkungsorientierte Folgenabschätzung vorliegt, werden ein oder mehrere Vorhaben, für die 
ebenfalls „vollinhaltliche“ wirkungsorientierte Folgenabschätzungen vorliegen, gebündelt. 

Dies wäre beispielsweise der Fall, wenn ein Vorhaben mit wesentlichen Auswirkungen in einer 
Wirkungsdimension (z. B.: Kinder und Jugend), wofür bereits eine wirkungsorientierte 
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Folgenabschätzung durchgeführt wurde, mit einem oder mehreren Vorhaben gebündelt wird, welche 
ebenfalls jeweils wesentliche Auswirkungen in einer Wirkungsdimension gemäß § 6 Abs. 1 aufweisen. 

Eine weitere Möglichkeit besteht darin, zu einem Vorhaben, zu welchem bereits eine wirkungsorientierte 
Folgenabschätzung besteht, ein oder mehrere Vorhaben, für die ebenfalls bereits „vollinhaltliche“ 
wirkungsorientierte Folgenabschätzungen bestehen, zu bündeln, für welche – jeweils für sich genommen 
– die Kriterien des § 10a erfüllt wären, aber nicht als vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzung 
durchgeführt wurden. Ein Beispiel hierfür wäre ein Vorhaben mit wesentlichen Auswirkungen in einer 
Wirkungsdimension gemäß § 6 Abs. 1 (z. B.: Kinder und Jugend), wofür bereits eine wirkungsorientierte 
Folgenabschätzung besteht und welches mit einem oder mehreren Vorhaben gebündelt wird, die jeweils 
keine wesentlichen Auswirkungen in einer Wirkungsdimension gemäß § 6 Abs. 1 aufweisen und auch 
sonst die Erfordernisse für eine vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzung erfüllen. In diese 
Kategorie fällt folgende Konstellation: ein Gesetzesvorhaben mit wesentlichen Auswirkungen in einer 
Wirkungsdimension gemäß § 6 Abs. 1 (z. B.: Kinder und Jugend), für welches bereits eine 
wirkungsorientierte Folgenabschätzung durchgeführt wurde, wird mit entsprechenden 
Ausführungsverordnungen (Vorhaben ohne wesentliche Auswirkungen in einer Wirkungsdimension 
gemäß § 6 Abs. 1) gebündelt. In diesem Fall hat das haushaltsleitende Organ auch bislang die 
Möglichkeit, anstelle dieses Vorhabens oder dieser Vorhaben mit einem Vorhaben, für welches bereits 
eine wirkungsorientierte Folgenabschätzung besteht, zu bündeln, eine oder mehrere separate vereinfachte 
wirkungsorientierte Folgenabschätzungen durchzuführen. 

Bedingt durch die Novellierung des BHG 2013 mit dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 259/2024 werden 
zwei weitere Möglichkeiten eingeführt. 

1) Eine vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzung kann nun für ein Vorhabenbündel erstellt 
werden, dessen einzelne Vorhaben jeweils die Kriterien des § 10a WFA-GV erfüllen, solange die Summe 
der Auswirkungen aller Vorhaben die für die Zulässigkeit von vereinfachten wirkungsorientierten 
Folgenabschätzungen gemäß § 10a Abs. 1 maßgeblichen Kriterien erfüllt. Dies bedeutet, dass weder ein 
direkter substantieller Zusammenhang zu Maßnahmen auf Globalbudgetebene, noch wesentliche 
Auswirkungen in den Wirkungsdimensionen gemäß § 6 Abs. 1 vorliegen dürfen und dass die Summe 
aller finanziellen Auswirkungen unsaldiert die festgelegte Betragsgrenze nicht übersteigen darf. Ein 
typisches Beispiel hierfür wäre beispielsweise ein Vorhabenbündel bestehend aus einer vereinfachten 
WFA zur Unterzeichnung einer zwischenstaatlichen Vereinbarung und der späteren Ratifikation dieser 
Vereinbarung, die ebenfalls die Kriterien des § 10a erfüllt. Sollten diese Voraussetzungen nicht gegeben 
sein, wäre eine wirkungsorientierte Folgenabschätzung verbunden mit der Pflicht zur Evaluierung gemäß 
§ 11 WFA-GV für das Vorhabenbündel zu erstellen. 

2) Eine wirkungsorientierte Folgenabschätzung kann nunmehr auch für ein Vorhabenbündel erstellt 
werden, das nur zum Teil aus Vorhaben besteht, die jeweils die Kriterien des § 10a erfüllen bzw. als 
solche bereits durchgeführt wurden. Da in diesem Falle die Evaluierungsverpflichtung gemäß § 11 WFA-
GV für das Vorhabenbündel gilt, ist darauf zu achten, dass der Zeitraum zwischen dem 
Inkrafttreten/Wirksamwerden des zeitlich jüngsten und dem zeitlich ältesten Vorhaben des Bündels 
längstens fünf Jahre beträgt. Ein derartiger Fall liegt beispielsweise vor, wenn ein oder mehrere 
Vorhaben, für die bereits vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzungen durchgeführt wurden, 
mit einem Vorhaben gebündelt werden sollen, wofür eine „vollinhaltliche“ wirkungsorientierte 
Folgenabschätzung durchzuführen wäre. Hier dürfte der Zeitpunkt des Inkrafttretens bzw. 
Wirksamwerdens der Vorhaben, für die bereits vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzungen 
bestehen, längstens fünf Jahre im Verhältnis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens bzw. Wirksamwerdens des 
zeitlich jüngsten Vorhabens zurückliegen, um eine verpflichtende Evaluierung des Vorhabenbündels zu 
gewährleisten. Beispielweise könnten Vorhaben mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens bzw. 
Wirksamwerdens im Jahr 2024, für welche vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzungen 
durchgeführt wurden, nur mit Vorhaben gebündelt werden, für die die Voraussetzungen des § 10a nicht 
gegeben sind, wenn deren Zeitpunkt des Inkrafttretens bzw. Wirksamwerdens spätestens 2029 erfolgt. 
Damit wäre die Verpflichtung verbunden, das gesamte Vorhabenbündel 2029 zu evaluieren. 

Zu Z 2 (§ 5a Abs. 2a): 

Die Regelung des Abs. 2, die besagt, wann eine wirkungsorientierte Folgenabschätzung für ein 
Vorhabenbündel zu aktualisieren ist, wird durch Einfügung eines neuen Absatz 2a auf die nun zulässige 
vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzung erweitert. Zudem wird auf das notwendige Vorliegen 
der Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 10a hingewiesen.  

Zu Z 3 (§ 5a Abs. 5): 

Bedingt durch die Erweiterung der Bündelung auch auf vereinfachte wirkungsorientierte 
Folgenabschätzungen, war diese Ergänzung vorzunehmen. 
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Zu Z 4 (§ 6 Abs. 1): 

Mit der Änderung des § 17 BHG 2013 durch BGBl. I Nr. 25/2025 wurde eine neue Wirkungsdimension 
„Klima“, welche auf dem bestehenden System der wirkungsorientierten Folgenabschätzung aufbaut, 
geschaffen. Diese neue Wirkungsdimension wird nunmehr durch die Aufnahme eines neuen Punkts 9 
auch in der WFA-GV verankert. Die Abschätzung von Auswirkungen in der neuen Wirkungsdimension 
„Klima“ hat bei allen wirkungsorientierten Folgenabschätzungen zu erfolgen, die ab dem 1. Jänner 2026 
erstellt werden. Sofern bis zu diesem Zeitpunkt im Rahmen von wirkungsorientierten 
Folgenabschätzungen Veränderungen von Treibhausgasemissionen abzuschätzen sind, erfolgt die 
Abschätzung im Jahr 2025 weiterhin innerhalb der Wirkungsdimension „Umwelt“ (Subdimension „Luft 
oder Klima“). 

Zu Z 5 (§ 9 Abs. 2 und Abs. 4): 

Es erfolgen Anpassungen an die geschlechtergerechte Sprache. 

Zu Z 6 (§ 9 Abs. 5): 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Z 7 (10a Abs. 1 Z 2): 

Die modifizierte Formulierung dieser Ziffer soll klarstellen, dass die Betragsgrenze für finanzielle 
Auswirkungen unsaldiert von der Summe aller einzelnen Auswirkungen, wie Aufwendungen etc., 
berechnet wird und nicht für jeden finanziellen Faktor einzeln. Gleichzeitig wird die finanzielle 
Betragsgrenze für die Zulässigkeit einer vereinfachten wirkungsorientierten Folgenabschätzung von 20 
Millionen Euro auf 50 Millionen Euro angehoben. Die Betragsgrenze der 20 Millionen Euro wurde im 
Jahr 2015 eingeführt. Die Inflation der letzten 10 Jahre führt dazu, dass die Anzahl an vollinhaltlichen 
wirkungsorientierten Folgenabschätzungen - insbesondere bei sonstigen Vorhaben (i.d.R. Beschaffungen) 
- beständig ansteigt. Mit der Einführung der vereinfachten wirkungsorientierten Folgenabschätzungen 
wurde das Ziel verfolgt die Steuerungsrelevanz innerhalb des Systems "Wirkungsorientierter 
Verwaltungssteuerung" bei gleichzeitiger Anhebung der Qualität wirkungsorientierter 
Folgenabschätzungen und interner Evaluierungen zu erhöhen. So wurde im Jahr 2015 prognostiziert, dass 
lediglich mehr für ein Drittel aller WFA-pflichtigen Vorhaben eine vollinhaltliche WFA inklusive der 
vorgesehenen verpflichtenden internen Evaluierung zu erstellen sein wird. Dieser Wert wurde in den 
ersten Jahren nach der Einführung auch erreicht - mittlerweile ist dies jedoch nicht mehr der Fall. Im Jahr 
2024 wurden rd. 580 wirkungsorientierte Folgenabschätzungen zwecks Qualitätssicherung bzw. 
Zulässigkeitsprüfung an die ressortübergreifende Wirkungscontrollingstelle des Bundes im 
Bundeskanzleramt übermittelt, wobei es sich in mehr als 300 Fällen (rd. 52 %) um vollinhaltliche WFAs 
handelte (siehe Bericht über die Wirkungsorientierte Folgenabschätzung 2024, Anhang 3). Die Anhebung 
der Betragsgrenze soll verwaltungsintern dazu führen, dass die Aufmerksamkeit wieder verstärkt auf die 
Qualitätssteigerung bei den verbleibenden durchzuführenden vollinhaltlichen WFAs bzw. Evaluierungen 
gelegt wird. 

Zu Z 8 (§ 14 Abs. 3): 

Es wird das Inkrafttreten geregelt. 

Zu Z 9 (Anlage 1 zu § 6 Abs. 1): 

Durch die neue Wirkungsdimension „Klima“ sollen die Klimaaspekte, die bisher von der 
Wirkungsdimension „Umwelt“ umfasst waren, herausgelöst und gestrichen werden. 

Um Klarheit über den Betrachtungszeitraum, in dem geprüft werden soll, ob das Wesentlichkeitskriterium 
erfüllt ist, zu bekommen, wird die Wortfolge „in zumindest einem der nächsten fünf Jahre“ bei jenen 
Kriterien der Wirkungsdimension „Umwelt“ ergänzt, bei denen dies sachlich gerechtfertigt ist. Bei den 
Kriterien der Subdimension „Wasser“, aber auch bei jenen für die Bereiche „Ökosysteme, Tiere und 
Pflanzen“, ist die Einführung eines Zeitrahmens nicht zweckmäßig, da Auswirkungen oft erst nach 
Jahrzehnten signifikant sind. Die zu erwartende Zustandsveränderung ist ausschlaggebend für die 
Wesentlichkeit einer Auswirkung, unabhängig von der zeitlichen Komponente. Mit dieser Verordnung 
soll auch das Wesentlichkeitskriterium für den Boden angepasst werden. Es hat sich gezeigt, dass das 
geltende Kriterium auf Grund fehlender Praxisrelevanz nicht zur Anwendung kam. 

Für die Wirkungsdimension „Klima“ sollen neue Kriterien für ihre beiden Subdimensionen 
„Anpassungsfähigkeit“ und „Treibhausgase“ festgelegt werden. 

Klimawandelanpassung ist im bestehenden System der Wirkungsfolgenabschätzung nicht oder nur 
indirekt enthalten. Mit steigender Erwärmung wird Klimawandelanpassung in Österreich ein bedeutendes 
Thema. Auch bei Einhalten der internationalen Klimaziele sind Anpassungsmaßnahmen notwendig, um 
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sich auf Folgen des Klimawandels, wie etwa häufigere und intensivere Extremwetterereignisse, 
Hitzewellen, Biodiversitätsverlust oder Trockenheit, vorzubereiten. Klimawandelanpassung ist ein 
Querschnittsthema, denn alle gesellschaftlichen Bereiche müssen sich auf die Folgen des Klimawandels 
vorbereiten. Deswegen benötigen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger Darstellungen der 
Auswirkungen auf die Anpassungsfähigkeit. Die Grundlage für Klimawandelanpassung in Österreich 
bildet die jeweils aktuelle Österreichische Strategie zur Anpassung an den Klimawandel, weswegen die 
jeweils aktuellste Version zur Abschätzung der Wesentlichkeit eines Vorhabens heranzuziehen ist. Die 
Strategie definiert übergeordnete Ziele für jedes Aktivitätsfeld. Die Wesentlichkeit eines Vorhabens soll 
anhand dieser Ziele geprüft werden. Ein zweites Kriterium behandelt das Risiko, dem die Menschen 
aufgrund der Folgen des Klimawandels ausgesetzt sind. In IPCC-Berichten steht hinter dem Begriff 
„Risiko“ ein wissenschaftliches Konzept, welches als ein Zusammenspiel dreier Faktoren definiert wird: 
(1) der klimawandelbedingten Gefahr, (2) der Exposition gegenüber dieser Gefahr und (3) der 
Verwundbarkeit gegenüber der Gefahr. 

Bereits in der bestehenden Wirkungsdimension „Umwelt“ ist ein Wesentlichkeitskriterium der Änderung 
der Treibhausgasemissionen um mehr als 10 000 Tonnen CO2-Äquivalent pro Jahr enthalten. Nunmehr 
soll einerseits auf die zu erwartenden Auswirkungen auf die Treibhausgase oder Kohlenstoffspeicherung 
in zumindest einem der nächsten fünf Jahre abgestellt werden, ergänzt um ein Kriterium das die Summe 
der Auswirkungen in den nächsten fünf Jahren heranziehen soll. Am Weg zur Klimaneutralität ist es 
zweckmäßig, dass auch die Schwellenwerte, ab denen eine THG-Reduktion oder zusätzliche THG-
Emissionen bzw. eine Auswirkung auf die Kohlenstoffspeicherung genauer abgeschätzt werden sollen, 
abgesenkt werden, da die Spielräume im verbleibenden Kohlenstoffbudget immer geringer werden und es 
für Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger daher wichtiger wird, detaillierte Daten zur 
Verfügung zu haben, um zweckmäßige Entscheidungen und Abwägungen treffen zu können. Da es in 
manchen Fällen vorkommen kann, dass die wirklichen Auswirkungen des Vorhabens nicht bereits 
unmittelbar mit Beschluss in Erscheinung treten, sondern erst mit der Umsetzung des Vorhabens 
entstehen, sollen erst jene Auswirkungen abgeschätzt werden, die mit Beginn der Realisierung des 
Vorhabens entstehen. 

8 500 Tonnen Kohlenstoffdioxid-Äquivalent haben eine nicht zu vernachlässigende Bedeutung am Weg 
zur Klimaneutralität und sind von ihrer Dimension her keineswegs als gering einzuschätzen. Dies 
entspricht ungefähr jener Menge an Kohlenstoffdioxid, die durchschnittlich von ungefähr 531 000 
Buchen pro Jahr gespeichert werden können oder die ungefähr durch 17 000 Flüge von Wien nach 
Brüssel und retour pro Person verursacht werden. 


